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Satzung  
 

für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung  
der Stadt Waldkraiburg  

(Wasserabgabesatzung - WAS -)  
 

vom 24. Juli 2007 
 

 

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) erlässt die 

Stadt Waldkraiburg folgende Satzung: 
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§ 1 

Allgemeines, Öffentliche Einrichtung 

 

(1) Die Wasserversorgung auf dem Gebiet der Stadt Waldkraiburg (im Folgenden: Stadt) ist eine öf-

fentliche Einrichtung zur Versorgung der Grundstücke mit Trinkwasser. Betreiber der Wasserver-

sorgungsanlagen ist die Stadtwerke Waldkraiburg GmbH (im Folgenden: Stadtwerke). 

(2) Der Anschluss an die öffentliche Einrichtung sowie die Wasserlieferung erfolgen auf der Grundlage 

der Verordnung über allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser vom 20.06.1980 

(BGBl. I S. 750, 1067), zuletzt geändert durch Art. 19 G v. 9.12.2004 (AVBWasserV), der Ergän-

zenden Bestimmungen der Stadtwerke zur AVBWasserV und der Regelung der Kostenerstattung 

durch Anschlussnehmer in der jeweils geltenden Fassung, der veröffentlichten Preise der Stadt-

werke sowie der Technischen Anschlussbedingungen der Stadtwerke. Dazu werden durch die 

Stadtwerke privat-rechtliche Verträge geschlossen. 

(3) Die Stadtwerke sind berechtigt, in besonderen Fällen Sondervereinbarungen mit dem Kunden ab-

zuschließen. 

 

 

§ 2 

Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 



 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemein-

samen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbstständige wirt-

schaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstü-

cken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen sind 

zu berücksichtigen. 

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbauberechtigte 

oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berech-

tigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 

 

§ 3 

Begriffbestimmungen 

 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 

 

Versorgungsleitungen sind die Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, von 

denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen.  

Grundstücksanschlüsse (= Haus-

anschlüsse) 

sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der Versor-

gungsleitung bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit der An-

schlussvorrichtung und enden mit der Hauptabsperrvorrichtung. 

Anschlussvorrichtung ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Versorgungslei-

tung, umfassend Anbohrschelle mit integrierter oder zusätzlicher 

Absperrarmatur oder Abzweig mit Absperrarmatur samt den 

dazugehörigen technischen Einrichtungen. 

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste Armatur auf dem Grundstück, mit der die gesamte 

nachfolgende Wasserverbrauchsanlage einschließlich Wasser-

zähler abgesperrt werden kann. 

Übergabestelle ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter der Hauptab-

sperrvorrichtung im Grundstück/Gebäude.  

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen Wasser-

volumens. Absperrventile und etwa vorhandene Wasserzähler-

bügel sind nicht Bestandteile der Wasserzähler. 

 

 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

 

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Sat-

zung an die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Wasser beliefert wird. 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine 

Versorgungsleitung erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weiterge-

hender bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass eine neue Versor-

gungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. Welche Grund-

stücke durch die Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt die Stadt. 

(3) Die Stadt kann den Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung versa-

gen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen techni-

schen oder betrieblichen Gründen den Stadtwerken erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder be-



sondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkos-

ten, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit. 

(4) Die Stadt kann das Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken, 

soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. Das gilt auch für 

die Vorhaltung von Löschwasser. 

 

 

§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser ver-

braucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). 

Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist 

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist 

der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser 

Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Gesammeltes Niederschlagswasser darf ordnungsge-

mäß für Zwecke der Gartenbewässerung verwendet werden. Verpflichtet sind die Grundstücksei-

gentümer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Stadt die dafür erfor-

derliche Überwachung zu dulden. 

 

 

§ 6 

Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 

 

(3) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil be-

freit, wenn der Anschluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichti-

gung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter 

Angabe der Gründe schriftlich bei der Stadt einzureichen. 

(4) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 

 

 

§ 7 

Beschränkung der Benutzungspflicht 

 

(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder 

Teilbedarf beschränkt, soweit das für die öffentliche Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist 

und nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe der Volksgesundheit entgegenstehen. 

Gründe der Volksgesundheit stehen einer Beschränkung der Benutzungspflicht insbesondere ent-

gegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchszweck oder Teilbedarf i.S.v. Satz 1 Trinkwasser oder 

Wasser mit der Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit solchem 

Wasser nur durch die Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung gewährleistet wird. 

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung von Industrieunternehmen und Weiterverteilern sowie für die 

Vorhaltung von Löschwasser. 

(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstückseigen-

tümer der Stadt Mitteilung zu machen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss 

an die öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden soll. Er hat durch geeignete Maß-

nahmen sicherzustellen, dass von seiner Eigengewinnungsanlage keine Rückwirkungen in das öf-

fentliche Wasserversorgungsnetz möglich sind. 



 

 

§ 8 

Sondervereinbarungen 

 

Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss berechtigt oder verpflichtet, so können die Stadtwer-

ke durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 

 

 

§ 9 

Anschlüsse und Benutzung der Wasserleitung für Feuerlöschzwecke 

 

(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, so sind über die 

näheren Einzelheiten einschließlich der Kostentragung besondere Vereinbarungen zwischen dem 

Grundstückseigentümer und den Stadtwerken zu treffen. 

(2) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr droht, sind die Anordnungen der Stadt, der Polizei 

und der Feuerwehr zu befolgen; insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre Leitungen und ihre 

Eigenanlagen auf Verlangen zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. Ohne zwingenden Grund 

dürfen sie in diesen Fällen kein Wasser entnehmen. 

(3) Bei Feuergefahr haben die Stadtwerke das Recht, Versorgungsleitungen und Grundstücksan-

schlüsse vorübergehend abzusperren. Dem von der Absperrung betroffenen Wasserabnehmer 

steht hierfür kein Entschädigungsanspruch zu. 

 

 

§ 10 

Wechsel des Grundstückseigentümers 

 

Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist der Stadt unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Anzeige-

pflichtig sind Veräußerer und Erwerber. 

 

 

§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße belegt werden, wer den Vorschriften über den An-

schluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwiderhandelt. 

 

 

§ 12 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 

 

(1) Die Stadt kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen 

für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Un-

terlassens gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-

setzes. 

 

 



§ 13 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01. August 2007 in Kraft. 


